
Entscheidungen Internationale Rechtshilfe

bb) Gegen die Ausdehnung des Art. 31 GFK auf sog. Begleit-
delikte spricht zunächst der klare Wortlaut der Regelung, die
ausdrücklich die Strafbefreiung auf die unrechtmäßige Ein-
reise und den Aufenthalt beschränkt. Eine über den Wortlaut
hinausgehende Auslegung ist auch nicht durch den Sinn und
Zweck dieser Bestimmung geboten. Hiernach soll dem
Flüchtling, der in einem Vertragsstaat Schutz vor Verfolgung
sucht, die Möglichkeit eingeräumt werden, um Asyl nachzu-
suchen, ohne dass er Gefahr läuft, durch den Staat, in dem er
Aufnahme begehrt, wegen der Einreise und des Aufenthalts
bestraft zu werden. Es soll mithin verhindert werden, dass er
durch die Strafdrohung von der Stellung eines Asylantrags
abgehalten wird. Eine derartige Konstellation ist im Hinblick
auf das Gebrauchmachen von einem gefälschten Pass im Auf-
nahmestaat aber gerade nicht gegeben. Dabei kann dahinste-
hen, ob für die Ausreise mit dem Flugzeug aus Griechenland
ein (gefälschter) Ausweis erforderlich war. Denn zur Last ge-
legt wird dem Angekl. nicht etwa der Gebrauch des gefälsch-
ten Passes in Griechenland oder das Mitführen des Passes, den
er gegebenenfalls bei seiner Ausreise aus Griechenland ver-
wenden musste. Vielmehr geht es allein um den Gebrauch
einer unechten Urkunde, indem er anlässlich seiner Ankunft
am Flughafen in München den gefälschten Pass dem Polizei-
beamten vorlegte. Für die Geltendmachung von Asyl in der
Bundesrepublik Deutschland war dies aber gar nicht geboten.
Vielmehr genügte hierfür die Berufung auf das Asylbegehren
bei der polizeilichen Kontrolle. [...]

Mitgeteilt von RiOLG Dr. Georg Gieg, Bamberg.

Anm. d. Red. S. dazu den Beitrag von El Gkazi/Fischer-Lescano StV
2015, ... (in diesem Heft).

Unerlaubte Einreise zum Zweck der
illegalen Arbeitsaufnahme

AufenthG § 95 Abs. 1 Nr. 3

Verfügt ein Ausländer über einen rechtmäßig erworbe-
nen nationalen Aufenthaltstitel eines Schengen-Mitglied-
staates, das ihn zur Einreise als Tourist nach Deutschland
berechtigt, liegt eine unerlaubte Einreise i.S.d. § 95
Abs. 1 Nr. 3 AufenthG auch dann nicht vor, wenn diese
zum Zweck der illegalen Arbeitsaufnahme erfolgt. (amtl.
Leitsatz)

OLG Celle, Beschl. v. 13.05.2014 – 1 Ws 216/14

Mitgeteilt vom 1. Strafsenat des OLG Celle.

Aufenthalt im Bundesgebiet trotz
Wiedereinreiseverbot

AufenthG § 95 Abs. 2, § 11 Abs. 1

Ein bloßes Nichtbefolgen einer vollziehbaren Auswei-
sungsverfügung durch Verbleiben im Inland erfüllt den
Tatbestand des § 95 Abs. 2 Nr. 1b AufenthG nicht, denn
die inkriminierte Tathandlung ist das Verbleiben im Bun-
desgebiet nach einer erneuten Einreise (§ 11 Abs. 1 S. 1
AufenthG) entgegen der Sperrwirkung. (amtl. Leitsatz)

OLG Frankfurt/M., Beschl. v. 20.11.2014 – 1 Ss 278/14

Mitgeteilt vom 1. Strafsenat des OLG Frankfurt/M.

Internationale Rechtshilfe

Spezialitätsgrundsatz als
Verfolgungshindernis

IRG § 83h; StPO §§ 206a, 260 Abs. 3, 230, 231

Kann ein Angeklagter wegen laufender Hauptverhand-
lung die Bundesrepublik nicht dauerhaft verlassen, ohne
seine Anwesenheitspflicht zu verletzen, spricht dies ge-
gen die Annahme, bei seiner Entlassung aus der Untersu-
chungshaft handele es sich um eine endgültige Freilas-
sung i.S.d. § 83h Abs. 2 Nr. 1 IRG.

BGH, Urt. v. 10.12.2014 – 2 StR 170/13 (LG Koblenz)

Aus den Gründen: [4] [...] I. Der Spezialitätsgrundsatz (§ 83h
Abs. 1 IRG) ist nicht verletzt.

[5]1. Der Nachprüfung unterliegt insoweit folgendes Verfahrensge-
schehen:

[6] a) Gegen den Angekl. wurde durch die StA Koblenz ein Straf-
verfahren wegen eines am 05.12.2008 begangenen Raubes geführt.
Auf Antrag der StA erließ das AG Koblenz am 07.07.2010 in jenem
Verfahren einen Haftbefehl gegen den Angekl., auf dessen Grund-
lage die StA Koblenz am 13.07.2010 einen Europäischen Haftbe-
fehl ausstellte. Dieser führte zur Festnahme des Angekl. in Belgien
und am 20.01.2011 zu seiner Auslieferung nach Deutschland, wo-
bei dieser nicht auf die Einhaltung des Grundsatzes der Spezialität
verzichtete. Der Haftbefehl wurde am 21.01.2011 außer Vollzug
gesetzt, ab 16.12.2011 erneut vollstreckt und am 18.01.2012 wäh-
rend noch laufender Hauptverhandlung aufgehoben. Der Angekl.
wurde daraufhin am 19.01.2012 aus der Untersuchungshaft entlas-
sen. In der Folge fanden bis zur Verhaftung des Angekl. in der vor-
liegenden Sache am 06.03.2012 (dazu sogleich nachfolgend b) und
auch danach weitere Hauptverhandlungstermine statt, an denen der
Angekl. jeweils teilnahm. [...]

[9] 2. Bei dieser Sachlage ist kein Verstoß gegen den Spezia-
litätsgrundsatz gegeben.

[10] Nach § 83h Abs. 1 Nr. 1 IRG dürfen Personen, die von
einem Mitgliedsstaat auf Grund eines Europäischen Haftbe-
fehls übergeben worden sind, wegen einer vor der Übergabe
begangenen anderen Tat weder verfolgt noch verurteilt oder
einer freiheitsentziehenden Maßnahme unterworfen werden.
Die Taten, wegen derer der Angekl. im hiesigen Verfahren
verfolgt wird, waren nicht Gegenstand des Europäischen
Haftbefehls. Der Angekl. hat auch nicht auf die Einhaltung
des Grundsatzes der Spezialität verzichtet. Die Bindung nach
§ 83h Abs. 2 Nr. 1 IRG ist jedoch entfallen. Nach dieser Vor-
schrift findet der Spezialitätsgrundsatz keine Anwendung,
wenn die übergebene Person das Bundesgebiet innerhalb
von 45 Tagen nach ihrer endgültigen Freilassung nicht ver-
lassen hat, obwohl sie dazu die Möglichkeit hatte, oder nach
Verlassen zurückgekehrt ist. Dies ist hier der Fall.

[11] a) Dabei kann offenbleiben, ob der Spezialitätsgrund-
satz der Verfolgung schon deswegen nicht mehr entgegen-
stand, weil der Angekl. im Verfahren wegen Raubes am
19.01.2012 aus der Untersuchungshaft entlassen worden
war und danach bis zu seiner Verhaftung am 06.03.2012
Deutschland nicht innerhalb von 45 Tagen verlassen hatte.
Gegen die Annahme, bei dieser Haftentlassung habe es sich
um eine endgültige Freilassung i.S.v. § 83h Abs. 2 Nr. 1 IRG
gehandelt, spricht immerhin, dass der Angekl. wegen der lau-
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